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I 0018/2016 (VWD) 

Interpellation Susanne Schaffner (SP, Olten): InnoCampus AG, Nidau - Fragen zum 

Aktienkauf durch den Kanton Solothurn (27.01.2016)  

 

Der Kanton Solothurn hat Aktien der Firma InnoCampus AG in Nidau gekauft. Die Leiterin 

der kantonalen Wirtschaftsförderung bezeichnet die Beteiligung des Kantons als wichtig, weil 

es sich um ein Leuchtturmprojekt von nationaler Strahlkraft handle. Damit zeige der Kanton, 

dass er Innovationsförderung unterstütze. Der Regierungsrat führt in der Antwort vom 

12. Januar 2016 auf die Fragen der kleinen Anfrage zum Aktienkauf aus, dass mit der Beteili-

gung des Kantons Solothurn an der InnoCampus AG die Attraktivität des Wirtschaftsstandor-

tes Kanton Solothurn gesteigert werde. Die Rechtfertigung für diese Beteiligung in der Höhe 

von Fr. 50'000 und damit einer Beteiligung am Aktienkapital in der Höhe von 4% sei, dass die 

Aufgabenerfüllung, d.h. die Förderung des Wirtschaftsstandortes Solothurn durch die Beteili-

gung begünstigt werde und damit entspreche sie der Beteiligungsstrategie. Die gesetzliche 

Grundlage für diese Beteiligung sei in § 7 des Wirtschaftsförderungsgesetzes zu finden. 

 

Der Regierungsrat wird gebeten, folgende Fragen in diesem Zusammenhang zu beantworten: 

1. Vorliegend handelt es sich um eine Minderheitsbeteiligung, damit ist die Anwendung der 

Beteiligungsstrategie zwingend. Folgende Fragen stellen sich in diesem Zusammenhang: 

a) Ziff. 12.2.1 § 1 Abs. 5 der Beteiligungsstrategie besagt, dass die Grösse des kantonalen 

Anteils an eine Beteiligung so zu wählen ist, dass die Aufgabenerfüllung durch die Be-

teiligung gewährleistet ist und der Kanton seine Ziele durch die Beteiligung umsetzen 

kann. In was besteht genau die vorgesehene Aufgabenerfüllung, die mit der Beteili-

gung an der InnoCampus AG, erreicht werden soll? Der Regierungsrat ist gebeten, zu-

dem genau zu umschreiben und auszuführen, wie er als Kleinstaktionär Einfluss auf die 

AG nimmt, damit diese Ziele umgesetzt werden. 

b) Ziffer 12.2.1 § Abs. 7 Beteiligungsstrategie lautet „Von Beteiligungen mit Stimmantei-

len unter 10% ist abzusehen, da sie administrativen Aufwand verursachen und keinen 

nennenswerten Einfluss auf die Steuerung zulassen. Ausnahmen von dieser Regel sind 

unter Angabe von wichtigen Gründen, z.B. bei der Aufgabenerfüllung im Rahmen von 

Konkordaten, zulässig.“ Wie begründet und rechtfertigt der Regierungsrat bezogen 

auf diese Bestimmung die Beteiligung von 4% am Aktienkapital? 

2. Beteiligungen bedürfen einer gesetzlichen Grundlage. Dazu stellen sich folgende Fragen: 

a) Gemäss Antwort in der kleinen Anfrage soll § 7 des Wirtschaftsförderungsgesetzes die 

gesetzliche Grundlage für eine Beteiligung am Aktienkapital sein. In § 11 wird die Art 

der Leistung, welche im Rahmen der Wirtschaftsförderung ausgerichtet werden kann 

wie folgt formuliert: Zur Durchführung der Massnahmen nach §§ 5-9 kann der Kanton 

Grundeigentum zu Vorzugsbedingungen abgeben, Beiträge ausrichten, Darlehen ge-

währen, vermitteln oder verbürgen, Zinsverbilligungen zusprechen, kantonale Gebüh-

ren oder Tarife ermässigen und Steuererleichterungen gewähren. Unter welchen in 

§ 11 definierten Begriff subsumiert der Regierungsrat den Kauf von Aktien? 

b) Wo ist im seit 1.1.2016 geltenden Wirtschaftsgesetz geregelt, dass der Kanton unter 

dem Titel Wirtschaftsförderung sich am Aktienkapital einer Gesellschaft beteiligen 

kann? 

3. Mit welchem Aktienanteil ist der Kanton Bern an der InnoCampus AG Biel beteiligt? Wel-

che zusätzlichen finanziellen Mittel wendet der Kanton Bern für die InnoCampus AG auf?  



4. Hat der Regierungsrat im Zusammenhang mit dem Aufbau der Schweizerischen Innovati-

onsparks rund um den Kanton Solothurn in Allschwil, Villigen und Biel die Zusammenarbeit 

respektive das Zusammenwirken mit andern Kantonen geprüft? Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja, was sind die Gründe, warum der Kanton Solothurn sich nicht als Partner an einem 

Innovationspark beteiligt hat? Wäre § 24 der Verordnung zum WAG in Verbindung mit 

§ 66 WAG als Grundlage genügend für eine solche Beteiligung? 

 

Begründung 27.01.2016: Im Vorstosstext enthalten. 

 

Unterschriften: 1. Susanne Schaffner, 2. Markus Ammann, 3. Simon Bürki, Markus Baumann, 

Christine Bigolin Ziörjen, Fränzi Burkhalter, Urs Huber, Angela Kummer, Felix Lang, Thomas 

Marbet, Franziska Roth, Anna Rüefli, Mathias Stricker, Urs von Lerber (14) 


